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Stellungnahme zum bergrechtlichen Planfeststellungsverfahren nach § 52 Abs. 2a i. V. m. 
§ 57a Bundesberggesetz (BBergG); Vorhaben Kiessandtagebau Röderau-Bobersen, 
Planergänzung und Planänderung – RBP-Änderung 2023 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Landesverband Sachsen e.V. (im Folgenden: BUND 
Sachsen), nimmt als anerkannte Naturschutzvereinigung i.S.d. § 3 UmwRG zu dem o.g. Vorhaben wie 
folgt Stellung. 

Der BUND Sachsen hat die Antragsunterlagen zur Planänderung und Planergänzung sorgfältig geprüft. 
Wir kommen zu dem Schluss, dass das Vorhaben in der aktuell vorliegenden Form nicht genehmigungs-
fähig ist. Die Unterlagen weisen in zentralen umwelt- und naturschutzrechtlichen Belangen – insbeson-
dere beim Grundwasserschutz, bei der Eingriffsbilanzierung und beim Artenschutz – erhebliche metho-
dische Lücken und Abwägungsdefizite auf. 

Ergänzend weisen wir darauf hin, dass entgegenstehende überwiegende Umweltbelange im Sinne des 
§ 48 Abs. 2 BBergG der Zulassung des Vorhabens in der vorliegenden Form entgegenstehen. Die nach-
folgend dargestellten Mängel bei der Eingriffsregelung, im Artenschutz und beim Grundwasserschutz 
begründen öffentliche Interessen, die das Bergbauinteresse im Rahmen der Versagungsentscheidung 
nach § 48 Abs. 2 BBergG überwiegen. 

Der BUND Sachsen lehnt das Vorhaben in der vorliegenden Form ab. Nachfolgend ergehen unsere 
Forderungen und rechtlichen Hinweise zur Behebung der gravierenden Mängel: 

1. Wasserhaushalt und Grundwasserschutz (WHG, WRRL) 

1.1 Gefährdung des Grundwassers durch Folgenutzung „Badesee“ (AF III) 

Die Antragsunterlagen sehen den Tausch der Folgenutzungen vor, sodass der künftige Kiessee im 
Abbaufeld III (AF III) für Freizeit- und Erholungsnutzung (Badesee) hergerichtet werden soll. Der BUND 
Sachsen weist nachdrücklich darauf hin, dass es sich bei Nassschnitt-Kiesseen faktisch um offengeleg-
tes Grundwasser handelt. Die im Erläuterungsbericht vorgebrachte Argumentation, die Vergrößerung 
der Wasserfläche auf 32,3 ha erhöhe die „Selbstreinigungsfähigkeit“ und sichere die Wasserqualität, ist 
gutachterlich unzureichend. Der Vorhabenträger stützt sich dabei auf einen Analogieschluss zu Kiessee 
AF I (15,6 ha), der als Tagebau‑Restgewässer mit oligo‑ bis mesotrophen Verhältnissen und Fischbesatz 
beschrieben wird. Die von ihm behauptete „oligotrophe“ Ausprägung wird in den Fachunterlagen indes 
nicht belegt. Dort ist lediglich von „oligo‑ bis mesotrophen“ Verhältnissen im Restgewässer AF I die 
Rede. Diese Analogie ist jedoch nicht tragfähig: Ein extensiv als Angelgewässer genutzter Restsee ist 
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mit einem intensiv als Badegewässer genutzten See – mit direkten Badegast-bedingten Stoffeinträgen 
an Spitzentagen – nicht vergleichbar. Durch eine intensive Nutzung als Badesee kommt es typischer-
weise zu erheblichen Stoffeinträgen (Nährstoffe wie Phosphor/Stickstoff, schwer abbaubare UV-Filter 
aus Sonnencremes, Mikroplastik) direkt in den Grundwasserkörper. Die wasserwirtschaftlichen Unterla-
gen kommen zusammenfassend zu dem Ergebnis, dass für den betroffenen Grundwasserkörper 
„DESNEL 2‑2 Kodorfer Landgraben“ keine vorhabenbedingten Verschlechterungen des mengenmäßigen 
oder chemischen Zustands eintreten und dass sich lokale Auswirkungen des Vorhabens innerhalb des 
Grundwasserkörpers vollständig ausgleichen. Für die Elbe (Oberflächenwasserkörper DESN5‑2) wird 
wegen fehlender Einleitungen ebenfalls von „keinen nachteiligen vorhabenbedingten chemischen, phy-
sikalischen oder ökologischen Veränderungen“ ausgegangen (WRRL‑Fachbeitrag, Unterlagen G 1.1/G 
1.2 sowie UVP‑Bericht Kap. 5.6 ff.).  

Diese Bewertung setzt sinngemäß voraus, dass die entstehenden Seeflächen aufgrund ihrer Größe, Ver-
dünnung und einer langfristigen Kolmation keine relevanten zusätzlichen Stoffeinträge in den Wasser-
haushalt bewirken. Einen expliziten Nachweis, dass eine Vergrößerung der Freiwasserfläche auf 32,3 ha 
im AF III die Selbstreinigungsfähigkeit gegenüber Badegast‑bedingten Spitzenbelastungen tatsächlich 
erhöht und jede relevante Verschlechterung des Grundwasserkörpers ausschließt, liefern die Antrags-
unterlagen jedoch nicht. Insbesondere fehlt ein dynamisches, dreidimensionales Stofftransport‑ und 
Retentionsmodell, das Worst‑Case‑Szenarien quantitativ abbildet. Dies birgt die konkrete Gefahr einer 
Verletzung des wasserrechtlichen Verschlechterungsverbots (Art. 4 Wasserrahmenrichtlinie). 

Hinweis/Forderung: Der BUND Sachsen fordert die Vorlage eines dynamischen, dreidimensionalen 
Stofftransportmodells und eines limnologischen Gutachtens. Dieses muss die zu erwartende Nährstoff-
belastung unter Worst-Case-Bedingungen (hochsommerliche Hitzeperioden, Spitzen-Besucherzahlen, 
fehlende Niederschläge) simulieren und die behauptete „Selbstreinigungskraft“ quantitativ nachweisen, 
indem es insbesondere die Unterschiede zur Nutzungssituation am Kiessee AF I herausarbeitet, bevor 
eine Badenutzung planfestgestellt werden darf. 

1.2 Massive Grundwasserabsenkung durch Verdunstungsverluste (Wasserzehrung) 

Durch den Nassschnitt entsteht in den AF III und IV eine offene Freiwasserfläche von insgesamt über 
40 ha. Die Unterlagen vernachlässigen die klimatischen Veränderungen der letzten Jahre. Eine dunkle, 
stehende Wasserfläche weist in heißen, trockenen Sommern eine um ein vielfaches höhere Verduns-
tungsrate auf als der ursprünglich bewachsene Boden (fehlende Grundwasserüberdeckung). Diese kli-
matisch bedingte Wasserzehrung kann zu einem messbaren Absinken des Flurabstands im umgeben-
den Grundwasserleiter führen, was anliegende terrestrische Ökosysteme, Waldflächen und landwirt-
schaftliche Kulturen schädigt. Die Antragsunterlagen treffen dazu keine belastbaren quantitativen Aus-
sagen auf der Grundlage aktueller Klimaprojektionen. 

Hinweis/Forderung: Die hydrologische Modellierung ist zwingend an die neuesten Klimaprojektionen 
(RCP-Szenarien des DWD) anzupassen. Die negativen Auswirkungen der Verdunstungsverluste auf den 
regionalen Flurabstand des Grundwassers sind mittels aktueller Messdaten der vorhandenen Grund-
wassermesspegel detailliert zu bilanzieren und durch geeignete wasserwirtschaftliche Maßnahmen zu 
kompensieren. 

1.3 Risiken durch Abraumverkippung im AF IV 

Der BUND Sachsen weist darauf hin, dass die Abraumverkippung in AF IV nicht erst mit der vorliegenden 
RBP-Änderung 2023 beantragt wird, sondern bereits mit dem Bescheid 2023/HBP AF III Nord genehmigt 
wurde und nach Angaben des Erläuterungsberichts (Stand 10/2024) auf ca. 0,6 ha vollzogen worden ist. 
Die vorliegende Planergänzung soll diese vorgezogene und in Nebenbestimmung 2.4.7 des PFB 1999 
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ausdrücklich untersagte Verkippung nachträglich legalisieren. Es ist zu rügen, dass für diese wesentli-
che Abweichung vom planfestgestellten Zustand keine eigenständige UVP-Vorprüfung durchgeführt 
wurde. 

Im AF IV soll zur Ufergestaltung und Schaffung von Flachwasserzonen (Amphibienhabitate) ein Gesamt-
volumen von rund 220.000 m³ Abraum in den neuen Restsee verkippt werden (vgl. Unterlagen F0/Wie-
dernutzbarmachung und UVP‑Bericht zur Ufergestaltung im AF IV).Die pauschale Einstufung als „aus-
schließlich lagerstätteneigenes Material“ reicht nicht aus, um Umweltgefahren auszuschließen. Sobald 
tieferliegendes Material umgelagert und belüftet in das Freiwasser eingebracht wird, können Mobilisie-
rungsprozesse von Schwermetallen und Nährstoffen einsetzen. Zudem drohen langanhaltende Wasser-
trübungen durch auswaschbare Feinkornanteile. 

Hinweis/Forderung: Der BUND Sachsen fordert, dass vorab eine lückenlose Eluat-Analyse des zu ver-
kippenden Materials vorgelegt wird und die bereits vollzogene Verkippung nachträglich auf ihre Umwelt-
verträglichkeit überprüft wird. Zudem ist ein baubegleitendes Monitoring (Schwebstoffe/Trübung, Sau-
erstoff, Chemismus) mit strikten Eingreif- und Abbruchwerten zwingend behördlich festzuschreiben. 

2. Eingriffsregelung, Waldumwandlung und Sukzession (§ 15 BNatSchG, SächsWaldG) 

2.1 Unterbewertung des betroffenen Sukzessionswaldes 

Der Vorhabenträger beantragt eine dauerhafte Waldumwandlung von 14,7 ha, darunter 8,4 ha Ende 2022 
neu ausgewiesener Sukzessionswald auf Rohböden. Diese Zahlen sind im Erläuterungsbericht und im 
UVP‑Bericht ausdrücklich genannt. 

Nach Angaben des Vorhabenträgers ergibt sich daraus eine Gesamtwaldinanspruchnahme von 23,3 ha 
(lt. Vorhabenträger, UVP-Bericht, S. 47 und 107), der ein nomineller Waldersatz von 23,90 ha gegenüber-
gestellt werden soll. Der BUND Sachsen moniert den gewählten Bilanzierungsansatz eines reinen Flä-
chenersatzes im Verhältnis 1:1. Natürlich aufgewachsener Sukzessionswald auf Rohböden bietet eine 
strukturelle und floristische Diversität, die als Lebensraum für spezialisierte Arten extrem wertvoll ist. 
Eine klassische Forstpflanzung benötigt Jahrzehnte, um diese spezifische Wertigkeit zu erreichen. 

Hinweis/Forderung: Die Eingriffsbilanzierung muss die funktionale Wertigkeit des Sukzessionswaldes 
abbilden. Gemäß der Handlungsempfehlung zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Freistaat 
Sachsen (SMUL 2003), auf die sich der Vorhabenträger selbst bezieht, ist nicht die bloße Fläche, sondern 
die Wertpunktzahl der Biotoptypen maßgeblich. Vorwaldstadien trockenwarmer Rohböden erzielen in 
der sächsischen Eingriffsbilanzierung deutlich höhere Wertpunkte als frisch gepflanzte Forstbestände 
– selbst wenn diese als autochthoner Eichenmischwald angelegt werden. Der qualitative Habitatverlust 
beim Ersatz jahrzehntelang gewachsenen Sukzessionswaldes durch Neuaufforstung (‚Time Lag‘) lässt 
sich durch einen Flächenausgleich im Verhältnis 1:1 nicht kompensieren und muss deutlich höher lie-
gen.  

2.2 Fehlende Sicherstellung des Aufforstungserfolgs 

Große Teile der Ersatzaufforstung sollen extern im KTB Zeithain auf Spülfeldern und Randlagen realisiert 
werden. Die Antragsunterlagen nennen eine bereits vorhandene Aufforstungsfläche von ca. 0,7 ha süd-
lich von AF III, deren tatsächlicher Anwuchserfolg und Pflegestatus sind vollständig zu dokumentieren. 
Solange dies nicht erfolgt, kann die Erfolgstauglichkeit der geplanten Aufforstungen auf bergbaulich 
veränderten Böden nicht beurteilt werden. Dies belegt, dass Forstkulturen auf bergbaulich veränderten 
Böden extrem ausfallgefährdet sind. 

Hinweis/Forderung: Die vertraglich und bescheidrechtlich fixierte Entwicklungspflege für alle Auffors-
tungsflächen ist auf mindestens 10 Jahre festzulegen. Bei Ausfallquoten von über 15% ist eine sofortige 
Nachbesserungspflicht vorzusehen. Hierfür sind durch den Vorhabenträger entsprechende Sicherheits-
leistungen (Bürgschaften) zu hinterlegen. 
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3. Artenschutzrechtliche Zugriffsverbote und Biotopschutz (§§ 44, 30 BNatSchG) 

3.1 Unzureichende Absicherung der vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF) 

Um den Eintritt von Tötungs‑ und Störungsverboten gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG zu vermeiden, verweist 
der Vorhabenträger auf vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF). Für die Zauneidechse und die 
Schlingnatter wurde nördlich des KTB Röderau‑Bobersen ein insgesamt rund 0,9 ha umfassender 
Ersatzlebensraum vorgesehen, bestehend aus einer bereits 2018 hergerichteten Teilfläche von 0,39 ha 
im Nordwesten des AF IV sowie einer weiteren, an der Nordböschung des neuen Sees im AF IV geplan-
ten Teilfläche von 0,53 ha (Maßnahme ACEF2). Für Amphibien ist extern am Südende des Kiessees 
Zeithain eine etwa 0,7 ha große CEF‑Maßnahme vorgesehen (ACEF3). Nach den Unterlagen gilt dieser 
Standort als funktional ausreichend hergestellt, wenn mindestens 0,33 ha Uferbereich dauerhaft mit 
Röhricht bestockt sind. Zugleich wird angegeben, dieser Mindestzustand sei im Sommer 2025 erreicht 
worden. Ergänzend – jedoch nicht als CEF, sondern als interne Ausgleichsmaßnahme – sollen am Nordrand 
von AF IV auf 0,6 ha zusätzliche Amphibienhabitate geschaffen werden (Maßnahme A3).  

Der Vorhabenträger gibt an, dass ein Teil der Reptilien‑CEF‑Fläche ACEF2 bereits hergestellt und struk-
turell funktionsfähig sei und dass ACEF3 im Sommer 2025 die dort definierte Mindest‑Funktions-
fähigkeit erreicht habe. 

Der BUND Sachsen rügt insbesondere: 

• Für ACEF2 ist nur eine von zwei Teilflächen als „voll funktionsfähig“ beschrieben; vor Inanspruch-
nahme weiterer Reptilienhabitate ist die vollständige Funktionsfähigkeit beider Teilflächen durch 
unabhängige Reptilienkartierung nachzuweisen. 

• Für ACEF3 ist die behauptete Funktionsfähigkeit (mindestens 0,33 ha Röhrichtbestand) zwar an-
gegeben, aber nicht durch ein behördlich abgenommenes Monitoring dokumentiert. 

Hinweis/Forderung: Wir fordern die Festschreibung eines strengen, behördlich abgenommenen Moni-
torings der CEF-Flächen vor Beginn jedes weiteren Abschnitts der Baufeldfreimachung. Das Absammeln 
und Umsiedeln von Individuen ist nur zulässig, wenn die aufnehmenden CEF-Flächen im jeweiligen Ein-
griffsabschnitt nachweislich vollständig funktionsfähig sind und dies durch ein unabhängiges Fachgut-
achten bestätigt wurde; Umsiedlungen in noch nicht voll etablierte Habitate stellen einen Verstoß gegen 
§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG dar. 

3.2 Fehlende Gleichwertigkeit beim Ersatz geschützter Biotope 

Durch den Abbau im Bereich des ehemaligen Waldbades Röderau wird ein nach § 30 BNatSchG streng 
geschütztes Röhricht-Biotop (Biotoptyp 04.07.130) zerstört. Der angebliche funktionale Ausgleich soll 
am Südrand des Kiessees Zeithain vorgezogen worden sein (Maßnahme ACEF3). Nach Angaben des 
Vorhabenträgers hat dieser Ersatzstandort im Sommer 2025 die Mindest-Funktionsfähigkeit (0,33 ha 
Röhrichtbestand) erreicht. Der BUND Sachsen bestreitet gleichwohl die vollständige funktionale Gleich-
wertigkeit: Ein ungestört gewachsenes Röhricht an einem abgeschiedenen Waldbad besitzt völlig an-
dere mikroklimatische Bedingungen und Störungsfreiheiten als ein Röhrichtbestand in einem aktiven 
Bergbaukomplex. 

Hinweis/Forderung: Es ist ein belastbarer gutachterlicher Nachweis zu erbringen, dass der als Ausgleich 
deklarierte Bestand in Zeithain die identischen Habitatfunktionen (insbesondere für Röhrichtbrüter) 
ungestört erfüllen kann. Die Abnahme der Maßnahme durch die zuständige untere Naturschutzbehörde 
ist vor dem Eingriff in das Waldbad-Biotop aktenkundig zu dokumentieren. 
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4. Mangelhafte Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

4.1 Unvollständige Kumulationsbetrachtung 

Die Antragsunterlagen sollen die erheblichen Umweltauswirkungen „infolge des Zusammenwirkens mit 
anderen Vorhaben“ betrachten. In direkter Nachbarschaft befindet sich der KTB Zeithain mit einem groß-
flächigen Kiessee sowie das Kieswerk Zeithain. Der bergbauliche Gesamtkomplex umfasst eine erheb-
liche räumliche Ausdehnung und weist großräumige Freiwasserflächen auf. Die UVP bricht die Vorhaben 
jedoch in Einzelverfahren auf (AF IV, AF III Nord etc.). Dadurch werden die kumulativen Auswirkungen 
der Landschaftszerschneidung, des Flächenverbrauchs, der Lärmimmissionen und der Grundwasserbe-
einflussung methodisch verschleiert. 

Hinweis/Forderung: Gemäß § 10 UVPG fordern wir eine umfassende, flächenübergreifende Kumulati-
onsprüfung. Die Störradien (Lärm, Staub) und hydrologischen Auswirkungen aller benachbarten Tage-
baufelder und des Kieswerks sind zu überlagern, insbesondere in Bezug auf die großräumige Gesamt-
summe der Freiwasserflächen (AF III + AF IV + KTB Zeithain), um die Gesamtbelastung für Natur und 
Anwohner rechtmäßig bewerten zu können. 

4.2 Fehlende Alternativenprüfung 

Nach § 16 Abs. 1 Nr. 4 UVPG hat der Vorhabenträger eine Übersicht über die wichtigsten, von ihm 
geprüften anderweitigen Lösungsmöglichkeiten (Alternativen) vorzulegen. Eine solche transparente 
Abwägung fehlt. Es ist nicht ersichtlich, warum beispielsweise ein partieller Verzicht auf den Nass-
schnitt (zur Vermeidung offener Grundwasserseen), schonendere Böschungsneigungen oder die Null-
Variante verworfen wurden. Darüber hinaus ist die fehlende Alternativenprüfung auch bergrechtlich 
relevant: Nach § 48 Abs. 2 BBergG kann die Behörde die Zulassung eines Betriebsplans versagen, soweit 
ihr überwiegende öffentliche Interessen entgegenstehen; ohne Prüfung weniger eingriffsintensiver 
Alternativen ist diese Abwägung nicht möglich. 

Hinweis/Forderung: Die Antragsunterlagen sind zwingend um eine ausführliche Darstellung und natur-
schutzfachliche Abwägung aller technischen und räumlichen Alternativen zu ergänzen. Die Behörde wird 
gebeten zu prüfen, ob das Vorhaben in der vorliegenden Form nach § 48 Abs. 2 BBergG zu versagen ist. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


